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Erster  Teil 

Einleitung 

Mit der Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands geht nach nun-
mehr fünf  Jahren noch immer ein großer Innovationsdrang einher, verbunden mit 
einem erheblichen Investitions- und Finanzierungsbedarf.  Diese einmalige Situa-
tion in der deutschen Nachkriegsgeschichte hat erheblich dazu beigetragen, der 
Diskussion um die Privatisierung öffentlicher  Dienstleistungen und auch um die 
private Finanzierung öffentlicher  Investitionsvorhaben neuen Auftrieb zu geben. 

A. Der Gegenstand der Arbeit 

I. Die Problemstellung 

Die Bundesrepublik ist in den fünf  neuen Ländern bis heute einem erheblichen 
Nachhol- und Modernisierungsbedarf  insbesondere auf dem Gebiet der Infra-
strukturkonfrontiert.  Gleichermaßen betroffen  sind die Ver- und Entsorgungs-
wirtschaft1, die Verkehrswege zu Wasser und auf Schienen, der Luftverkehr  und 
die Fernstraßen2. Die Wasserwirtschaft  der ehemaligen DDR steht vor dem Pro-
blem enormer Umweltbelastungen; das Schienennetz der ehemaligen Deutschen 
Reichsbahn gilt als sanierungsbedürftig;  die veralteten Kanäle bieten keine aus-
reichende Wassertiefe für westdeutsche Standardschiffe.  Das Straßennetz weist 
hinsichtlich Ausbaustandards und Bausubstanz erhebliche Mängel auf; so gelten 
50 % aller Fernstraßen und 70 % aller kommunalen Straßen als überholungsbe-
dürftig 3. Zugleich wird aber der notwendige Ausbau der Verkehrswege in den 
neuen Ländern als wesentlicher Faktor zur Belebung der am Boden liegenden 
Wirtschaft  der ehemaligen DDR angesehen4. 

1 So besteht in den nächsten 15 Jahren ein Investitionsbedarf von 300 bis 400 Mill. DM, 
davon etwa die Hälfte in den neuen Ländern, vgl. Schock,  Privatisierung von Abwasser-
beseitigung und Abfallentsorgung, in: Ipsen, Privatisierung, S. 63,74 und Rehm, Model-
le zur Finanzierung kommunaler Investitionen, in: Ipsen, Privatisierung, S. 93, 93 f. 

2 Vgl. nur Stüer,  Speyerer Forschungsberichte Bd. 105, S. 21, 21. 
3 Vgl. Scheele,  Privatisierung, S. 72; Hahn,  ifo-Schnelldienst, 28/91, S. 3, 5. 
4 Hierzu nur Hoffinann-Buchardi,  LKV 1992, 322, 322; Stüer,  Speyerer For-

schungsberichte Bd. 105, S. 21,21; Blümel,  Speyerer Forschungsberichte Bd. 117, S. 

2 Pabst 
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Bullingerweist  daraufhin, daß das verfassungsrechtliche  Leitbild weitgehend 
einheitlicher Lebens- und WirtschaftsVerhältnisse,  wie es sich unter anderem 
ausArt.72Abs.2S.3GGableitenläßt, eine Angleichung des Lebensniveaus in 
der früheren  DDR an die Lebensverhältnisse im Westen gebietet5. Der rasche 
Ausbau der öffentlichen  Infrastruktur  ist dabei der von der Bundesregierung im 
Jahre 1991 emgtstizXtnArbeitsgruppe  "Private  Finanzierung  öffentlicher  Infra-
struktur"  zufolge unabdingbare Voraussetzung für private Investitionen und da-
mit für das wirtschaftliche Wachstum und die notwendige Schaffung  von Arbeits-
plätzen. Eine verbesserte Infrastruktur  soll in besonderem Maße dazu führen, 
die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes  sowohl nachfrage- als auch angebots-
seitig zu steigern6. Daneben sieht sich nach den Aussagen der Arbeitsgruppe eben-
so das alte Bundesgebiet, unabhängig von der deutschen Vereinigung, quantitativ 
und qualitativ gestiegenen Anforderungen  an öffentliche  Infrastruktureinrichtun-
gen gegenüber; verantwortlich hierfür  ist vornehmlich die fortschreitende  Ver-
wirklichung des EG-Binnenmarktes7. Nach vorliegenden Prognosen muß in den 
alten wie in den neuen Bundesländern auch zukünftig von einer erheblichen Zu-
nahme des Personen- und Güterverkehrs auf der Straße ausgegangen werden8. 

Π. Der Gang der Untersuchung 

Vor diesem politischen Hintergrund9 beleuchtet die vorliegende Arbeit in 
ihrem ersten Teil nach einem Überblick über die aktuelle Privatisierungsdiskus-
sion zunächst die Möglichkeiten und Perspektiven einer Privatisierung des Fern-
straßenbaus10. In einem zweiten Teil wird zunächst die Geschichte und die Tra-

1,2. Zur Bilanz der Sanierungsbemühungen in den neuen Ländern bis Mitte 1995 Bun-
desministerium  ßr  Verkehr,  Verkehrsnachrichten 10/1995, S. 1 ff. 

5 Vgl .Bullinger,  DVB1.1992,1463,1465; von einem Verfassungsgebot zur raschen 
Verkehrsanbindung der neuen Länder geht auch Ronellenfitsch,  DÖV 1991, 771, 771, 
aus. 

6 So der Bericht der Arbeitsgruppe  "Private  Finanzierung  öffentlicher  Infrastruktur  ", 
S.l, 14 f. 

7 So der Bericht der Arbeitsgruppe  "Private  Finanzierung  öffentlicher  Infrastruktur  ", 
S. 1,14 f. Hinzutrittdie Öffnung im Osten, vgl. Schröder,  Int. Verkehrswesen 1994,181, 
183 ff.  Zu den volkswirtschaftlichen Nachteilen mangelhafter Straßensysteme vgl. 
Grossekettler,  WiSt 1991,194,194. 

8 Vgl. hierzu die Zahlen bei Stüer,  DVB1. 1992, 547, 547 f. 
9 Zur tagespolitischen Diskussion um die Privatisierung des Fernstraßenbaus vgl. FAZ 

91/96 vom 18.04.1996, S. 17: "Bund soll neue Verkehrswege über Maut finanzieren"; 
Lingnau,  Privatisierungsobjekt Autobahn, FAZ61/93 vom 13.03.1993, S. 11. 

^ Soweit in dieser Arbeit im folgenden der Begriff  der Fernstraße verwendet wird, 
handelt es sich, sofern sich aus dem Text keine andere Begriffsbedeutung  ergibt, um 
Bundesautobahnen i.S.d. § 1 Abs. 2 Nr. 1 FStrG. 
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dition des Fernstraßenbaus in Deutschland dargestellt. Es folgt eine Untersu-
chung der Aussagen, die das Grundgesetz zum Bereich der Bundesfernstraßen 
macht. Sodann wird die Einordnung der Verwaltungsmaterie Straßenbau als 
Staatsaufgabe erörtert, sowie das Vorhandensein zwingender Vorgaben für die 
Formen, in der diese Aufgabe wahrzunehmen ist. Anschließend sollen Formen 
der Privatisierung im allgemeinen und deren Problematik in bezug auf die Priva-
tisierung einer so umfassenden und kostenintensiven Materie, wie sie der Fern-
straßenbau darstellt, untersucht werden. Die Arbeit beschreibt in einem dritten 
Teil nach einer Darstellung der bisherigen Situation des Fernstraßenbaus die ver-
fassungsrechtlichen Rahmenbedingungen für die einzelnen Phasen der Erstellung 
von Verkehrswegen; diese sind ihre Finanzierung, ihre Planung, ihr Bau und ihr 
Betrieb. Dabei soll das Bestehen möglicher durch die Verfassung vorgegebener 
Grenzen für mögliche Privatisierungsvorhaben in diesen Phasen hergeleitet wer-
den. Schließlich sollen in einem vierten Teil die unterschiedlichen diskutierten 
Modelle für eine Privatisierung in den verschiedenen Phasen des Fernstraßenbaus 
beschrieben und auf ihre Vereinbarkeit mit den verfassungsrechtlichen  Vorgaben 
untersucht werden. 

B. Möglichkeiten und Projekte der Privatisierung 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Lec/ze/er hat jüngst im Hinblick auf den Aufbau der Verwaltungen in den neu-
en Ländern ausgeführt,  daß eventuelle Erwartungen dahingehend, bei der Schaf-
fung neuer Verwaltungsstrukturen mögliche Fehlentwicklungen der herkömmli-
chen Verwaltungsorganisation zugunsten einer weitgehenden Entstaatlichung der 
Verwaltungsaufgaben vermeiden zu können, enttäuscht worden seien. Vielmehr 
fehle es im staatsrechtlichen und verwaltungsrechtlichen Umbruch für Modell-
versuche der Verwaltungslehre an Personal und Geld. Die Notwendigkeiten des 
Alltags und vor allem die oft festgelegten Vorstellungen der Verwaltungshilfen 
aus den alten Ländern hätten hier im wesentlichen neue Wege verhindert.11 

Dennoch hat die Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands die 
Privatisierungsdiskussion sowohl bezogen auf die neuen wie auf die alten Bun-
desländer angeregt, und sei es nur dadurch, daß sie die von Lecheler  angeführten 
"alten Gründe" für eine Privatisierung verschärft  und aktualisiert hat: überschul-
dete öffentliche  Kassen12, die Notwendigkeit, privates Kapital zu mobilisieren, 
sowie die Erwartung von Rationalisierungs- und Effizienzzuwächsen 13. 

1 1 Vgl. Lecheler,  BayVBl. 1994, 555, 555. 
1 2 Zur Entwicklung der Staatsschulden mit Ausblick bis ins Jahr 2005 vgl. Schem-

mel/Borell,  Verfassungsgrenzen für Steuerstaat und Staatshaushalt, S. 143 f. 
1 3 So Lecheler,  BayVBl. 1994, 555, 555. 


